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Am 26. Oktober 2023 fand die erste Verhandlungsrunde für die rund 2,5 Millionen Beschäftigten der
Länder im öffentlichen Dienst – davon rund 1,2 Millionen Tarifbeschäftigte und 1,3 Millionen
Beamt:innen – statt. Dass die Verhandlungsführung der Länder nicht von einer normalen Tarifrunde
ausgeht, hat sie bereits vor Beginn der ersten Verhandlung klar gemacht. Ihre Vertreter:innen faseln
von leeren Kassen, für die Forderungen der Kolleg:innen nach 10,5 % bzw. 500 Euro sei kein Geld
da. Wie immer seien sie maßlos überzogen.

Gab es in der Tarifrunde von Bund und Kommunen noch eine unerwartet hohe Mobilisierung – sogar
höher als in der Tarifrunde von 1992 unter Ägide der ÖTV –, versuchen die Arbeit„geber“:innen jetzt
die Gunst der Stunde zu nutzen, um in der Ländertarifrunde einen noch höheren Lohnverlust
durchzusetzen als den bei Bund und Kommunen – wohl wissend, dass ver.di und die anderen
Gewerkschaften in diesem Bereich über weniger Kampfkraft verfügen als dort.

Kampfansage

Das ist eine Kampfansage an ver.di, GEW und Belegschaften. Sie wollen in dieser Runde einen
Einbruch in die Gehaltsstrukturen erreichen. Das ist nichts anderes, als die Kolleg:innen für die
Kosten der Milliardenausgaben für die Unterstützung der Unternehmen während der Pandemie und
für die Hochrüstung zahlen zu lassen. Dagegen reicht ein Jammern der ver.di-Verhandlungsführerin
Christine Behle, dass die Arbeit„geber“:innen der Länder noch nicht verstanden hätten, wie
dramatisch die Arbeitssituation der Kolleg:innen ist, nicht. Nein, liebe Christine, die wissen das sehr
genau und Du weißt das auch! Sie wollen tatsächlich diese Tarifrunde nutzen, um hier einen
größeren Einbruch in das Lohngefüge der Kolleg:innen zu erreichen. Und da hilft kein Hoffen auf
die Einsicht bei den Arbeit„geber“:innen. Es geht nicht um „Sachargumente“ im luftleeren Raum,
sondern gegensätzliche Klasseninteressen, die auch im öffentlichen Dienst ausgetragen werden.

Die Beschwörung der „Einheit“ aller im öffentlichen Dienst, von Arbeit„geber“:innen und
Beschäftigten, hat nie zu einem Erfolg geführt – auch nicht in der letzten Tarifrunde bei Bund und
Kommunen mit einer gigantischen Mobilisierung, auf die gestützt ein Durchsetzungsstreik möglich
gewesen wäre.

Im Gegenteil, es müssen die Klassenfronten aufgezeigt werden: Wir müssen unsere Existenz – dazu
gehören Einkommenserhöhungen, die die Inflation wirklich ausgleichen und die Verluste der letzten
Jahre wettmachen –, in einer kollektiven harten Auseinandersetzung mit einer Vollmobilisierung und
Massenstreiks durchsetzen!

Das wäre sicherlich auch ein Mittel, um Kolleg:innen, die noch zögern und meinen, man könne den
Abschluss des TVöD einfach auf die Tarifrunde der Länder übertragen, davon zu überzeugen, dass
konsequente Streiks notwendig sind, um die Forderungen durchzusetzen.

Das Geschwätz von den leeren Kassen

Das Geschwätz von den leeren Kassen muss durchbrochen werden. Der gesellschaftliche Reichtum
ist vorhanden: Allein die Automobilindustrie, die am meisten von den Kurzarbeiter:innengeldern und
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anderen staatlichen Millionensubventionen während der Pandemie profitiert hat, liegt weiterhin auf
Gewinnkurs. Im Jahr 2022 erzielten die deutschen Autobauer trotz Krise einen Nettogewinn von 50
Mrd. Euro (Zahlen nach ntv, 5.9.2023). Politische Forderungen wie eine Vermögensabgabe, die
Wiedereinführung der Vermögensteuer und vor allem eine progressive Besteuerung von
Kapitalgewinnen sind jetzt nötig.

Dies ist umso dringender, weil die Bundesregierung derzeit dabei ist, einen Sparhaushalt
durchzusetzen, der 30 Milliarden Einsparungen vor allem im sozialen Bereich vorsieht. Das betrifft
auch die Länderhaushalte, die noch weniger abkriegen werden – wie jetzt schon. Gleichzeitig
werden die 100 Mrd. an Sondervermögen und jährlichen Ausgaben für den Wehretat von mindestens
2 % des BIP für die Aufrüstung der deutschen Bundeswehr nicht in Frage gestellt. Dieser
Sparhaushalt ist nichts anderes als die Umsetzung dessen, dass die Regierungen die
Arbeiter:innenklasse – Arbeitende und Arbeitslose – Jugendliche, Rentner:innen und Geflüchtete für
die Krise zahlen lassen wollen. Dazu gehört auch das Geschwätz von den angeblich leeren Kassen!

Deswegen ist es dringend notwendig, in dieser Tarifrunde auch diesen politischen Zusammenhang
aufzuzeigen und es zu nutzen, um gegen Aufrüstung und Sparhaushalte zu mobilisieren. Die
notwendigen Forderungen nach 10,5 % bzw. 500 Euro mehr müssen voll durchgesetzt werden und
dies ist nur möglich, wenn eine Perspektive aufgezeigt wird, wer die Verantwortung für Krise und
Aufrüstung hat und wer dafür zahlen soll!

Vorbereitung und Mobilisierung

Darauf müssen die Kolleg:innen in den Einrichtungen, Schulen, Krankenhäusern und Betrieben jetzt
vorbereitet werden. Dafür ist es essentiell, flächendeckend in den Kampf zu gehen. Ver.di sagt
selber immer wieder, dass die Kolleg:innen im öffentlichen Dienst der Länder einen Nachholbedarf
haben sowohl gegenüber denen in Bund und Kommunen als auch – und vor allem – gegenüber denen
in der Privatwirtschaft.

Dass es möglich ist, auch Kolleg:innen in Bereichen, die bisher nicht so kampfstark waren, in einen
unbefristeten Durchsetzungsstreik zu führen, haben die Krankenhausbewegungen für einen
Tarifvertrag Entlastung in Berlin und NRW aufgezeigt. Gerade Pflegekräfte galten ja immer als die
Belegschaftsteile, die sehr schwer zu Streiks zu bewegen seien, weil sie ihre Patient:innen nicht im
Stich lassen wollen. Doch sie haben gezeigt, dass das nicht stimmt.

Dieses Beispiel gilt es, auch im Bereich der Länder aufzugreifen. Sicherlich wurden auch hier
Tarifbotschafter:innen bestimmt. Diese müssen aber auch auf ihre Rolle als Träger:innen der
Mobilisierung für Streiks und öffentliche Aktionen und vor allem als diejenigen, die auch über die
Vorgehensweise zusammen mit den Kolleg:innen in den Dienststellen, Einrichtungen und Betrieben
diskutieren und entscheiden, vorbereitet werden. Die Kolleg:innen müssen den Kampf unter ihre
Kontrolle bekommen und z. B. auf Streikversammlungen über die Verhandlungen transparent und
regelmäßig informiert werden. Vor allem aber brauchen sie die Entscheidung und nicht die
Bundestarifkommission, wie der Kampf fortgeführt werden kann. Dafür sind der Aufbau von
Streikkomitees, die Delegierte aus den Abteilungen umfassen, die auch jederzeit abwählbar sind,
wenn sie ihre Aufgabe nicht erfüllen, sinnvoll und notwendig.

Uns ist bewusst, dass es sehr schwer wird, die Forderungen im öffentlichen Dienst durchzusetzen.
Warnstreiks und ein paar Verhandlungsrunden werden nicht ausreichen. Notwendig ist, dass wir
unsere gesamte Kampfkraft in die Waagschale werden und so schnell wie möglich die
Urabstimmung über einen Vollstreik einleiten. Gegen die mediale Hetze und das Märchen von den
leeren Kassen müssen wir gemeinsame Aktionen mit anderen Gewerkschaften und
Solidaritätskomitees im Kampf aufbauen. Wenn Geld für Kitas, Schulen, öffentliche Verwaltung



angeblich nicht vorhanden ist, dann müssen wir es uns bei den Reichen, Großkonzernen und Banken
holen.


